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8 1 Politik und Wirtschaft als Wissenschaften und ihre Methoden

1.1 Politikwissenschaft und Strömungen des
politischen Denkens

1.1.1 Politikverständnis in Geschichte und Gegenwart

Politik handelt von Krieg und Frieden, von Unterwerfung und Befrei-
ung, von Steuern und Gebühren, von Ordnung und Recht, von der ge-
sellschaftlichen und wirtschaftlichen Entwicklung einer Bevölkerung.
Ohne Politik ist modernes Leben nicht denkbar. Dennoch halten viele
Menschen Politik für etwas Fragwürdiges. Sie sehen darin ein großes
oder gar schmutziges „Geschäft“, das Politiker und Bürokraten fern vom
Leben der Bürger in einem „Raumschiff Politik“ vereint.
Auf solchem Alltagsverständnis von Politik kann eine wissenschaftliche
Betrachtung nicht aufbauen. Sie hat sich der Politik vorurteilsfrei und
mit überprüfbaren Tatsachenaussagen und Argumenten zu nähern. Am
Politikverständnis einer bestimmten Epoche wirken viele mit:
– Bürger mit ihren politischen Erfahrungen, Interessen und Meinungen,
– Praktiker der Politik mit dem Insiderblick,
– Wissenschaftler mit ihren Untersuchungsergebnissen und Theorien.

Die Definition des Politischen kann selbst zum Politikum werden. Gesell-
schaftliche Auseinandersetzungen über Grundlagen und Grundzüge von
Politik hängen in starkem Maße von der Art des politischen Systems ab,
vor allem von der Frage, ob es sich um eine Demokratie oder Diktatur
handelt.

Bei allen Differenzen nach Ländern und politischen Systemen ist
festzuhalten, dass Politik einen notwendigen Bereich einer Gesell-
schaft mit einer spezifischen Aufgabe und Funktionsweise darstellt.

In der Geschichte veränderte sich das Verständnis von Politik entlang der
großen Krisen, Umbrüche und Revolutionen.

Die bürgerlichen Revolutionen in den Niederlanden (16.Jh.), England
(17.Jh.), Nordamerika und Frankreich (18.Jh.) setzten die Rechts-
gleichheit des Bürgertums als dem „dritten Stand“ neben Adel und
Klerus durch. Sie vollzogen macht- und verfassungspolitisch den
Wechsel der politischen Ordnung von der absoluten Monarchie zur
Republik. Politik änderte ihre Letztbegründung: Nicht mehr Monar-

Links: Bundestagssit-
zung im Reichstags-
gebäude

Mitte: Menschen fei-
ern vor und auf der
Mauer die deutsche
Wiedervereinigung

Rechts: Wissen-
schaftszentrum Berlin
für Sozialforschung
(WZB)

Politisches System:
Gesamtheit der staat-
lichen und nicht staat-
lichen Akteure sowie
der Normen, Regeln
und Verfahren, die
an der Politikformu-
lierung und -umset-
zung beteiligt sind
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chen waren die Träger der höchsten und allumfassenden Hoheitsge-
walt (monarchische Souveränität), sondern alle höchste Gewalt be-
anspruchte nun das Volk (Volkssouveränität). Deren Repräsentanten
forderten – in ehemaligen britischen Kolonien in Amerika 1776 und
im revolutionären Frankreich 1789 – Menschenrechte, damit die un-
bedingte Anerkennung eines jeden einzelnen Menschen als Träger
gleicher Freiheit.
An die Stelle der Nationalitätenstaaten bisheriger europäischer Rei-
che traten zunehmend Nationalstaaten, deren Bevölkerung jeweils
ganz oder überwiegend derselben Nation angehörte. Durch das
Ende der europäischen Kolonialreiche und die vielfältigen Staatsum-
brüche während und nach den beidenWeltkriegen im 20. Jh. erhöhte
sich zwar die Zahl der Nationalstaaten auf der Welt, zugleich wurde
aber die Politik der nationalstaatlichen Unabhängigkeit infrage
gestellt. Seit 1945 hat die Staatenwelt zunehmend nationalstaatli-
che Souveränitätsanteile auf internationale Einrichtungen wie die
Vereinten Nationen mit ihren Unterorganisationen oder regionale
Bündnisse wie die Europäische Union übertragen.

Politik

Historisch geht „Politik“ auf das griechische Wort polis für Stadt und die
Gemeinschaft der Bürger zurück. Im Laufe der Jahrhunderte erfasste der
Begriff alle Gebiete der öffentlich leitenden Tätigkeit:
– Politik der Städte und Gemeinden,
– Regionalpolitik,
– Staatspolitik,
– Politik der Reiche, Imperien, zwischenstaatlichen Bündnisse,
– Weltpolitik.

Zugleich verzweigte sich Politik in spezielle Fachpolitiken, in Ressorts der
beiden Grundrichtungen Innen- und Außenpolitik.

In der Gegenwart werden unter Politik unterschiedliche Formen
von Willensbildung, Regierung und Herrschaft, unterschiedliches
Handeln von Männern und Frauen zur Erreichung öffentlicher
Zwecke verstanden.

Öffentliche Zwecke hängen jeweils von inneren und äußeren Umständen
des Landes, dem Geist der Epoche und den Generationen ab.

Nach den Katastrophen des Ersten und Zweiten Weltkriegs gingen
die Deutschen in großer Mehrzahl davon aus, dass Politik in erster
Linie der Friedenssicherung zu dienen hat.

Mit Blick auf Geschichte und Gegenwart geht es in der Politik im Mini-
mum um drei öffentliche Zwecke:
– Friedenssicherung,
– Rechtsgarantie (Gerechtigkeit),
– Schutz der Schwachen (Lebensschutz).

Absolute Monar-
chie (17./18. Jh.):
Der Monarch herrscht
unbeschränkt, bleibt
aber an die Gebote
der Religion, an das
Naturrecht und die
Staatsgrundgesetze
gebunden.

Republik: Idealtypisch
ist jeder Staat, bei
dem das Staatsvolk
Träger der Staatsge-
walt (Volkssouverä-
nität) ist; Gegensatz:
Monarchie.

Souveränität: Nicht
abgeleitete, höchste,
allumfassende und
nach innen und
außen unbeschränkte
Hoheitsgewalt;
souveräne Staaten
sind voneinander
unabhängig.
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Politische Wirklichkeit

Politik als alltägliche Wirklichkeit der Gegenwart geht weit über die drei
Minimalzwecke hinaus.

Als Grundnorm der deutschen Politik gilt Art.1 des Grundgesetzes
(GG): „Die Würde des Menschen ist unantastbar.“ Um sie zu achten
und zu schützen, ist der Politik aufgegeben, vom allgemeinen Recht
jedes Menschen auf freie Entfaltung bis zum speziellen Recht, Petiti-
onen an Regierungen und Parlament zu richten, nicht weniger als 16
Grund- und Menschenrechte zur Wirkung zu bringen.

Alltägliche politische Wirklichkeit ergibt sich aus dem politischen
Selbstverständnis der Deutschen als Demokratie, Rechtsstaat, Sozi-
alstaat, Kulturstaat, Bundesstaat und der daraus abgeleiteten sozi-
alen und marktwirtschaftlichen Ordnung.

In der Gegenwart ist eine Politisierung nahezu aller Lebensbereiche zu
beobachten. Das bedeutet, dass alle auch dann von Politik betroffen
sind, wenn sie sich dessen subjektiv nicht bewusst sind. Prozesse wie die
internationale Verflechtung oder wissenschaftlich-technische Neuerun-
gen haben deutlichen Einfluss auf die politische Wirklichkeit.

Wissenschaftliche und technische Neuentwicklungen, die sich gegen-
wärtig besonders
– in den Biowissenschaften (Gentechnik in der Medizin und in der

landwirtschaftlichen Produktion) oder
– in angewandten Zweigen der Informations- und Datentechnik

(elektronische Medien, militärische Nutzung) vollziehen,
stellen die Ressorts der Energie-, Umwelt-, Gesundheits-, Ernährungs-
und Medienpolitik vor neue Regelungsaufgaben. Und sie greifen in
die Formen des Zusammenlebens der Menschen ein.
Gravierend ist besonders der Einfluss der neuen Massenmedien. Sie
erweitern das bisher übliche zweiseitige Verhältnis zwischen Bürger
und Politik zu einem Dreiecksverhältnis zwischen Bürger, Medien
und Politik.
Die elektronischen Kommunikationsmöglichkeiten des Internets er-
öffnen der Politik neue Arenen, beispielsweise im Wahlkampf.

In der Gegenwart werden klassische Politikbereiche ebenso wie viele
Fragen des gesellschaftlichen Lebens auf neue Art politisch. Bisher üb-
liche Abgrenzungen verschieben sich, so zwischen Staat, internationaler
Politik und internationaler Ökonomie sowie zwischen Staat und Gesell-
schaft, zwischen öffentlichem und privatem Bereich.

Es sind vor allem solche Fragen, die politisches Handeln und Gestalten in
neuer Weise fordern:
– die Überwindung der Grenzen des Nationalstaats durch weltweite
wissenschaftlich- technische, ökonomische und kulturelle Verflechtung
(Globalisierung),

Grund- und
Menschenrechte
sind im Grundgesetz
normiert. Sie binden
direkt Gesetzgebung,
vollziehende Gewalt
und Rechtsprechung.
Das Recht auf allge-
meine Handlungsfrei-
heit ist leitend.

Ressort bezeich-
net den Aufgaben-
und Geschäftsbereich
eines Ministeriums.
Klassische Ressorts
sind das Auswärtige
Amt und die Minis-
terien der Finanzen,
des Innern, der
Verteidigung und der
Justiz. Hinzu kom-
men heute weitere
10 bis 15 Fachminis-
terien.
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– die genaue Abgrenzung von Leben und Tod angesichts neuer medizi-
nischer Techniken der Reproduktion wie der Lebenserhaltung,

– die Beherrschung der ökologischen Folgen wirtschaftlichen Handelns,
– der Einfluss elektronischer Medien im und auf das Alltagsleben,
– das Leben in einer Gesellschaft mit verschiedenen Bevölkerungsgrup-
pen (Ethnien).

Die Entgrenzung der nationalstaatlichen Politik hat Rückwirkungen auf
die politischen Identitätsempfindungen der Bevölkerung. Die Menschen
vollziehen eine schwierige Balance zwischen politischer Loyalität und
zivilbürgerlichem Engagement einerseits und skeptischen bis politiker-
und politikverdrossenen Einstellungen andererseits.

Drei Politikbegriffe

Politikbegriffe werden nach verschiedenen Inhalten (Politikziele, Po-
litikausübung), nach Dimensionen und Reichweiten unterschieden.

Da praktische Politik und Politikbegriffe dem historischen Wandel unter-
liegen, haben sich unterschiedliche Begriffsinhalte herausgebildet. Ver-
breitet sind drei Politikbegriffe:
– der ältere normativ-ontologische Begriff,
– der realistische Begriff,
– der empirisch-analytische bzw. systemtheoretische Begriff.

Diese Begriffe werden nebeneinander, miteinander konkurrierend und
auch als Begriffskombinationen verwendet.

Die ältere philosophische Denkweise orientierte sich vorrangig an Ziel
und Zweck des Politischen, wobei Politik und Ethik ineinandergreifen.
Die neuzeitlichen Denkrichtungen fragen nach
– Art und Ursache der Machtausübung,
– Entscheidungsfindung,
– konkreten Erscheinungsformen der Politik.
Sie interessieren sich für die Kernfrage „Who gets what, when, and how“
(HARALD LASSWELL, 1936). Entsprechend werden empirische, quantifi-
zierende Methoden bevorzugt.

Als vierte
Denkrichtung war
der historisch-dialek-
tische Politikbegriff
mit dem Aufstieg
und Niedergang der
kommunistischen
Herrschaftsordnung
der Sowjetunion eng
verknüpft.
Politik im marxisti-
schen Sinne wurde
in Abhängigkeit von
den Produktionsver-
hältnissen als „Kampf
zwischen den Klas-
sen“ begriffen.
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Normativ-ontologischer
Politikbegriff

Realistischer Politikbegriff Empirisch-analytischer
Politikbegriff

Politik als praktische Philoso-
phie handelt vom angemes-
senen, rechten Verhalten
und Handeln und den
politischen und sozialen
Ordnungen als wesentliche
Voraussetzung des tugend-
haften „guten Lebens“ der
Menschen.

Politik ist das Streben nach
Anteil an der Macht inner-
halb und zwischen Staaten
oder nach Beeinflussung der
Machtverteilung – entweder
zur Erreichung ideeller oder
egoistischer Ziele.

Politik umfasst alle die
Entscheidungen und
Handlungen, mit denen das
gesellschaftliche Verhalten
geregelt und gesteuert wird.
Aufgabe des politischen
Systems ist es, die Vertei-
lung von begehrten Werten
und Gütern autoritativ für
die Gesamtgesellschaft zu
entscheiden.

Auffassung zum Menschenbild und zum Politikzentrum

– Mensch als zum Guten
fähiges Wesen

– gute Ordnung

– Mensch als egoistisches
Wesen

– Macht

– Mensch als wert- und inte-
ressenorientiertes Wesen

– allgemein verbindliche
Regelung

WILHELM HENNIS (Politik-
wissenschaftler, 1923–2012)
erneuerte die politikwis-
senschaftliche Tradition der
praktischen politischen Phi-
losophie mit den Akzenten
auf Praxis und Telos (Zweck)
sowie mit dem Verfahren der
Topik.

Ähnlich:
ERIC VOEGELIN
DOLF STERNBERGER
Ältere Schule:
PLATON
ARISTOTELES

MAX WEBER (Nationalöko-
nom und Soziologe,
1864–1920) entwickelte eine
neue politische Wissenschaft
auf soziologischer Grund-
lage; er nahm erheblichen
Einfluss auf den Verfassungs-
text der Weimarer Republik.

Ähnlich:
OTTO STAMMER

Ältere Schule:
NICCOLÒ MACHIAVELLI
THOMAS HOBBES

DAVID EASTON (amerikani-
scher Politikwissenschaftler,
1917–2014) wendet die
allgemeine Systemtheorie
auf die Politik an; im Mittel-
punkt seiner Politiktheorie
steht ein Prozessmodell mit
Ansprüchen („demands“)
und Unterstützung („sup-
port“) der Bevölkerung als
zentralen Kategorien.

Ähnlich:
GABRIEL A. ALMOND
JÜRGEN W. FALTER
HANS-DIETER KLINGEMANN
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Enger und weiter Politikbegriff

Mit der Herausbildung eines modernen Politikverständnisses haben
Politik und Politikbegriff ihre Reichweiten ausgedehnt.

War Politik zunächst auf das Handeln der Institutionen und Akteure des
Staates begrenzt (enger Begriff), umfasst sie seit Mitte des 19. Jh.s den
Handlungsrahmen des politischen Systems. Damit werden Parteien, Ver-
bände und Medien ebenfalls als legitime politische Akteure anerkannt
und einbezogen (weiter Begriff).
Üblich ist heute dieser weite Politikbegriff, der
– die grundlegenden gesellschaftlichen, ökonomischen und kulturellen
Konflikte berücksichtigt,

– weltanschauliche Positionen beachtet,
– Ziele und Mittel unterscheidet,
– die verschiedenen politikwissenschaftlichen Denkrichtungen – insbe-
sondere die machtanalytischen und die systemtheoretischen Perspek-
tiven – vereint.

Angesichts der großen Weltkonflikte in der Gegenwart gewinnt zudem
das teleologische Denken der alteuropäischen praktischen Philosophie
– der Bezug auf ein Gemeinwohl, auf ein öffentliches Wohl – erneut an
Bedeutung.

Politik bezeichnet das Streben von Individuen und Gruppen nach
Machtanteil und Machtbeeinflussung sowie ihr zielgerichtetes Han-
deln in den Institutionen und Verfahrensweisen des politischen Sys-
tems, mit dem gesellschaftliche Konflikte über begehrte Werte und
Güter geregelt werden.

Drei Dimensionen der Politik

In Anlehnung an den englischen Sprachgebrauch, der für das umfas-
sende deutsche Wort „Politik“ die drei Bezeichnungen policy, politics
und polity vorsieht, wird Politik in drei Dimensionen gegliedert:

Das moderne
Politikverständnis
verdrängte das bis
zur Wende vom 18.
zum 19. Jh. vorherr-
schende Verständnis
von Politik als prakti-
scher Philosophie.

Teleologie ist
die Lehre von der
Zielgerichtetheit und
Zielstrebigkeit jeder
Entwicklung im Uni-
versum und in seinen
Teilbereichen.

Öffentliches Handeln
(policy)

Politischer Prozess
(politics)

Politisch-institutionelles
System
(polity)

Drei
Dimensionen
der Politik



1

14 1 Politik und Wirtschaft als Wissenschaften und ihre Methoden

In der Politik geht es stets um bestimmte Inhalte (policy). Sie erge-
ben sich aus den Interessen, Werten und Weltanschauungen ein-
zelner Gruppen oder Schichten der Gesellschaft.

Zwischen den Gruppen bestehen häufig Interessen- und Zielkonflikte,
die politisch geregelt werden müssen. Einzelne Inhalte werden zu kon-
kreten Politikprogrammen (policies) auf Politikfeldern (policy areas) zu-
sammengefasst, die meistens den Geschäftsbereichen der Ministerien
entsprechen. Zu beachten ist, welche Gruppen welche Forderungen in
die Programme einbringen können.

So entstehen beispielsweise die Politikprogramme der Haushalts-,
Gesundheits-, Europapolitik. Sie sind ablesbar in den Fachplanungen
der Legislative und Exekutive sowie in der politischen Sprache der
Parteien und ihrer Kandidaten, insbesondere in Wahlkampfzeiten.

Politische Prozesse (politics) bzw. Handlungen, in denen zu politischen
Fragen oder Themen verbindliche Regelungen gefunden werden, folgen
bestimmten Verfahren:
– Willensbildungsprozesse (Entscheidung über die Themen, die auf die
politische Tagesordnung kommen und geregelt werden sollen),

– Entscheidungsprozesse (Regelsetzung),
– Implementationsprozesse (Umsetzung von Entscheidungen in Ausfüh-

rungsbestimmungen und Verwaltungsmaßnahmen).

Politische Prozesse dienen der Konfliktaustragung mittels der
Grundverfahren der Machtentscheidung oder der Konsenslösung.
Während Macht ausüben bedeutet, auch Zwangsmittel einzuset-
zen, strebt der Konsens die freiwillige Übereinstimmung an.

In Deutschland ist der Konsens der
meistens eingeschlagene Weg der
Konfliktregelung. Wichtige poli-
tische Prozesse sind durch Verfah-
rensregelungen festgelegt:
– Gesetzgebungsverfahren,
– Kandidatenaufstellung und -wahl,
– Bewilligung von Haushaltsmitteln,
– sozialpolitische Zuteilungen.

Der Suche nach Konsens dienen auch Bündnisrunden (bBild: „Bündnis
für Arbeit“), Kommissionen, Expertenräte und „Kungelrunden“.

Institutionen und Organisationen der Parteien und Verbände, Par-
lamente, Regierungen sowie internationale Bündnisse gewährleis-
ten, durch formelles und informelles Handeln zu Regelungen zu ge-
langen. Sie bilden die politischen Strukturen eines Landes (polity).

Politik befasst
sich mit vier zentra-
len Konfliktfeldern:
– Krieg und Frieden,
– Armut und

Reichtum,
– Mensch und Natur,
– Mann und Frau.

Die ersten Fach-
planungen wurden
in den 1950er-Jahren
in den Verkehrs- und
Verteidigungsressorts
betrieben. Heute
werden gebündelte
Planungen, die
Veränderungen
von Teilsystemen
anstreben, häufig
„Reform“ genannt,
z.B. Bildungsreform
und Arbeitsmarktre-
form.

Zwang in der
Politik:
– physisch

(Polizei-,
Militärgewalt),

– wirtschaftlich
(Mittel zum Lebens-
unterhalt werden
vorenthalten),

– psychisch
(autoritäre
Führung,
manipulierte
Informationen).

Verhandlung:
Vorschläge und
Gegenvorschläge
werden unterbreitet,
jede Seite muss Zuge-
ständnisse machen,
setzt Verhandlungs-
geschick, Machtmit-
tel und Autorität
voraus.
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Politische Strukturen sind „geronnene“ Politik. Sie werden durch politi-
sche Prozesse hervorgebracht, geändert und zerstört.

Die grundlegenden Strukturen der deutschen Politik werden durch
die Verfassung, zunehmend auch durch internationale Überein-
künfte und Vereinigungen wie die Europäische Union festgelegt. Es
handelt sich um Grundstrukturen
– der Machtbalance (Legislative, Exekutive, Jurisdiktion),
– der Legitimation von Herrschaft (Wahlen),
– des Verhältnisses zwischen Herrschenden und Beherrschten (Parti-

zipation, politische Öffentlichkeit, Medien),
– des staatlichen Aufbaus (Föderalismus),
– der Mitwirkung an der internationalen und globalen Politik (inter-

nationale Organisationen, Global Governance).

Die politischen Strukturen ermöglichen und behindern Handlungschan-
cen, die die Handlungskorridore für politische Entscheidungen und Re-
gelungen mehr oder weniger eng bestimmen. Die gegebene Struktur
der Institutionen und Organisationen lenkt mithin die beiden anderen
Dimensionen der Politik – Inhalt und Prozess – in bestimmte Bahnen.

Bereiche Erscheinungsform Merkmale Bezeichnung

Politische
Struktur
(Form)

– Verfassung
– Normen/Gesetze
– Institutionen

– Verfahrensregelung
– Ordnung
– Handlungskorridore

polity

Öffentliches
Handeln
(Inhalt)

– Aufgaben und Ziele
– Probleme
– Werte

– Problemlösung
– Aufgabenerfüllung
– Wert- und Zielorientierung
– Gestaltung

policy

Politischer
Prozess
(Prozess)

– Interessen
– Konflikte
– Kampf

– Macht
– Konsens
– Durchsetzung

politics

Die drei Dimensionen der Politik hängen eng zusammen. Werden nicht
alle Seiten des Dreiecks aus politischen Inhalten, Prozessen und Struktu-
ren beobachtet und wird nicht analysiert, was in der Wissenschaft und
der Öffentlichkeit immer wieder vorkommt, dann wird Politik in einzelne
Fragmente aufgelöst. Verhindert wird, Politik im gesellschaftlichen Um-
feld zu erkennen und auf Problemlösungen hin zu interpretieren.

So trifft es die politische Wirklichkeit wenig, nur die Langsamkeit
oder die geringe inhaltliche Veränderung einer Reform herauszustel-
len und zu kritisieren, beispielsweise der Gesundheitspolitik.
Hier ist zu berücksichtigen, dass der Handlungskorridor der Gesund-
heitspolitik schon durch die Verfassungsordnung – durch die Berufs-
freiheit in der Medizin – eng gezogen ist und sowohl durch die nö-
tige Zustimmung der Bundesländer im Bundesrat wie auch durch den
mit den Interessengruppen herzustellenden Konsens noch schmaler
wird.
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Analyse politischer Wirklichkeit

Die Analyse von Politik ist an Bedingungen gebunden. Sie hat von
einem Politikbegriff auszugehen, der die politische Komplexität
angemessen einfängt.

In Deutschland hat sich seit den 1980er-Jahren – wie ähnlich in den USA
seit den 1950er-Jahren – eine empirische Sichtweise durchgesetzt. Mit
dem empirisch-analytischen Begriffwird die Frage gestellt, welche Funk-
tion Politik in einer Gesellschaft wahrnimmt. In erster Linie geht es um
die Analyse von Politik. In zweiter Linie sollen ihre Resultate zu prakti-
schen Lösungen von politischen Aufgaben und insgesamt zur Festigung
der demokratischen Entwicklung beitragen. Der empirisch-analytische
Begriff betrachtet den Menschen als ein Wesen, das wert- und interes-
senorientiert handelt. Seine politischen Handlungen beziehen sich stets
auf die Handlungen anderer Menschen.

Die Politikanalyse hat Be-
griffe und Theorien klar und
nachvollziehbar zu definie-
ren.

Was meint politische Macht, was Partizipation oder Reform?
Wie bestimmen sich die einzelnen Politikfelder, wie Bildung
und Gesundheit?
Hierzu gibt es viele Antworten, die sich auch widersprechen
können.

Die Analyse der Politik fußt
auf allgemeinen praktischen
Denk- und Arbeitsweisen
(bKap. 1.1.3)
sowie auf Untersuchungs-
konzepten zu speziellen
Themen.

Untersuchungskonzepte befassen sich vorrangig
– mit einzelnen Politikdimensionen (z.B. Politikfeldanalyse,

politische Prozessanalyse, Politiksimulation),
– mit der Gesamtheit eines politischen Sachverhaltes (Fall-

beispiel),
– mit den Akteuren der Politik (Wahl-, Parteien- und

Verbändeforschung, Regierungslehre, Partizipationsfor-
schung, Netzwerkanalyse),

– mit Institutionen (Handlungs- und Kommunikationsana-
lyse, Vergleich politischer Ordnungen und Systeme).

Die Politikanalyse hat ihre
Vorgehensweise übersicht-
lich zu strukturieren.

Dazu werden verschiedene Grundschemata benutzt.

– Ein Grundschema stellt die drei sachlichen Dimensionen des Politischen
dar (bS.13).
Insbesondere bei historischen Themen ist es nötig, auch nach der
Reichweite des Politischen zu fragen (enger und weiter Politikbegriff).

– Die Untersuchung einzelner politischer Akteure und kleiner Gruppen
ist als Mikroanalyse von einer Betrachtung der zentralen politischen
Institutionen des politischen Systems und seiner Umwelt (Makroana-
lyse) zu unterscheiden. Bei komplexen Themen, z.B. der Untersuchung
von Demokratien, sind Mikro- und Makroanalyse zu verbinden. Das
politische Handeln von Individuen wird von der Struktur der politi-
schen Institutionen beeinflusst, beides bildet einen Zusammenhang.

Generell für Han-
delnde und soziale
Systeme gilt das von
TALCOTT PARSONS
(1902–1979) entwor-
fene AGILSchema mit
vier Grundaufgaben:
– Anpassung,
– Zielerreichung,
– Zusammenhalt,
– Bestandssicherung.

mikrós, griech. =
klein;
makrós, griech. =
groß
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– Politik lässt sich in Phasen eines Politikzyklus einteilen: Phasen der Pro-
blemwahrnehmung und -definition, der Handlungsalternativen, Ent-
scheidung und Evalution.

– Ein weiteres Grundschema fragt nach den charakteristischen Zusam-
menhängen, die sich in allen politischen Handlungen nachweisen
lassen. Der Politikwissenschaftler WERNER J. PATZELT (geb. 1953) hat
vier Grundphänomene identifiziert und aufeinander bezogen: Macht,
Ideologie, Normen und Kommunikation. Daraus ist das MINK-Schema
gebildet worden.

Macht

bezeichnet eine asymmetrische
Beziehung. Sie wird verstanden
als Chance, in einer sozialen
Beziehung den eigenen Willen
auch gegen Widerstand durch-
zusetzen.

Die Chance kann sich gründen auf
– persönliche Eigenschaften (Charisma, Lebensalter),
– wirtschaftliche, militärische, kulturelle Ressourcen,
– soziale Eigenschaften (Kontakte).

Politische Macht äußert sich dort, wo eine Entscheidung
gegen Widerstreben durchgesetzt wird, aber auch dort,
wo politische Entscheidungen verhindert bzw. ver-
schleppt werden oder wo über die Agenda der öffentli-
chen Themen entschieden wird. (Macht tritt nicht nur in
der Politik auf.)

Strukturelle politische Macht wird dann ausgeübt,
wenn Machtunterworfene ihre Situation aufgrund von
Manipulationen der Machtinhaber oder durch Selbsttäu-
schung nicht erkennen können. So neigen Diktaturen
dazu, ihre Bevölkerung durch rigorose Abschottung
daran zu hindern, selbstständig die Lage ihres Landes zu
erkennen und zu bedenken.

In der politi-
schen Wirklichkeit
stehen die Grund-
phänomene Macht,
Ideologie, Normen
und Kommunikation
in vielfältigen Wech-
selbeziehungen.

Politik: Dimensionen und Grundphänomene

Macht

Kommu-
nikation

Ideologie

Normen

öffentliches
Handeln
(Inhalt)

politischer
Prozess
(Prozess)

politisch-
institutionelles

System
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Ideologie

bezeichnet politische Ideen
und Ideenströmungen, Welt-
bilder, Weltanschauungen,
im marxistischen Sinn auch
„falsches Bewusstsein“ als
notwendige Selbsttäuschung
und Antikritik.

In der Gegenwart wird davon ausgegangen, dass Ideo-
logien im Sinne von Weltanschauungen allgegenwärtig
sind, wenngleich sie unterschiedlich direkt und reflektiert
auftreten. Da Menschen in der Politik nur über unvollstän-
dige Informationen verfügen, wird die selektive und also
unvollständige Wahrnehmung politischer Situationen und
Sachverhalte erheblich durch Ideologien gesteuert.

Normen

sind entweder in Verfassung,
Gesetzen, Geschäftsordnun-
gen verankerte rechtliche
Vorschriften oder politisch-
soziale Regeln, die auch ge-
wohnheitsrechtlich gesetzt
sein können.

Die Wirkung findet sich in allen drei Dimensionen der Poli-
tik. Neben den formellen sind die informell entstandenen
und akzeptierten Normen der vielfältigen Routinen von
besonderem Gewicht bei der Regelung des politischen All-
tags. So vermag Verwaltung nicht nur förmlich gemäß den
Regeln anzuordnen, sondern muss sich auch auf Verhand-
lungen und Vereinbarungen mit Privatpersonen einlassen.
(Informell wirken Politik und Verwaltung in Form von Kun-
gelrunden, Männerbünden, Filz und Korruption.)

Kommunikation

entsteht aus dem Austausch
von Informationen und
Sinndeutungen im Gespräch
und über Medien (Presse,
Hörfunk, Fernsehen, Inter-
net). Politische Prozesse sind
zugleich Kommunikations-
prozesse, angefangen von
der öffentlichen Meinungs-
bildung über die Begrün-
dung politischer Entschei-
dungen, deren Vermittlung
und Wahrnehmung bei den
Bürgern.

Politische Auseinandersetzungen über Wörter, Sinndeutun-
gen und Situationsbeschreibungen ergeben sich regelmäßig
bei der Gesetzgebung und Regierungsarbeit.

In Wahlkämpfen und darü-
ber hinaus ist Politik bestrebt,
Wörter im Meinungsstreit mit
bestimmtem, meist weltan-
schaulich begründetem Sinn
zu „besetzen“ („Kampf um die
Wörter“). Die politische Sprache
nimmt Einfluss auch auf die
politische Kultur und die Art und
Weise der politischen Erinnerung
(politische Symbole, nationale
Rituale, Denkmäler).

1.1.2 Politikwissenschaft

Politikwissenschaft ist in Deutschland eine junge Wissenschaftsdisziplin,
die sich erst nach dem Zweiten Weltkrieg als Universitätsfach etablierte.
Zugleich ist die Politikwissenschaft ein altes Fach, das als praktische Phi-
losophie bis zur Antike zurückreicht, insbesondere zu PLATON und zu
ARISTOTELES. Von ihnen übernahm die Politikwissenschaft die Frage
nach der „guten“, dem Menschen und seiner sozialen Lebensweise ge-
mäßen „politischen Ordnung“.
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Das neuzeitliche Denken und insbesondere das politische Trauma von
1806, als die alte europäische Ordnung sich den Truppen und der neuar-
tigen Regierungsweise NAPOLEONS nicht erwehren konnte, verdrängten
die Politikwissenschaft als praktische Politik.

Ein Neubeginn der Politikwissenschaft vollzog sich im 19. Jh. in den an-
gelsächsischen Ländern und Frankreich als Sozialwissenschaft, in Deutsch-
land als Staatswissenschaft. Die politische Wirklichkeit wurde vom Staat
her, nicht von der Gesellschaft her erklärt. Die Kriege und Revolutionen
des 20. Jh.s gaben dem Fach entscheidende Impulse.
Der Politikwissenschaft ging es stets um die Analyse und Veränderung
von politischer Herrschaft. Doch auch zur Herrschaftsstabilisierung trug
sie bei.

Politikwissenschaft und Politik sind grundsätzlich voneinander un-
abhängig. Weder soll die Wissenschaft politisiert, noch die Politik
verwissenschaftlicht werden.

In der Bundesrepublik Deutschland versteht sich die Politikwissenschaft
nach dem Ende der totalitären Herrschaft der Nationalsozialisten vor al-
lem als Demokratiewissenschaft.

Politikwissenschaft wollte und will die demokratische Entwicklung des
Landes fördern. Parallel zum Aufbau der Politikwissenschaft als Univer-
sitätsfach wurde Politik ein Unterrichtsfach in den Schulen, zunächst als
Sozial- oder Gemeinschaftskunde, in jüngster Zeit auch als politisch-öko-
nomische Bildung.

Der studentische Jugendprotest in westlichen Demokratien Ende der
1960er-Jahre bewirkte, Politikwissenschaft auch als Oppositionswissen-
schaft aufzufassen. Sie wandte sich auf marxistischer bzw. neomarxisti-
scher Grundlage gegen bürgerlich-kapitalistische Strukturen. Seit dem
Ende des Ost-West-Konflikts werden verstärkt internationale Konflikte
und globale Probleme untersucht.
Erneut geht es darum, demokratisch-friedliche Entwicklungen innerhalb
und zwischen Staaten nicht nur zu analysieren, sondern auch zu beför-
dern.

Die Geschichte der Politikwissenschaft wirkt in verschiedenen Schulen
der politischen Theorie nach:
– der normativ-ontologischen Schule,
– der historisch-dialektischen Schule,
– der empirisch-analytischen Schule.

Der noch in den 1970er-Jahren verbreitete „Schulenstreit“ ist inzwischen
einem losen Miteinander gewichen.

Über 60 v. H. der meisten universitären Politikwissenschaftler zählten
sich Mitte der 1990er-Jahre zur empirisch-analytischen Schule, über
10 v. H. jeweils zu den anderen Richtungen.

PLATON (427–347
v. Chr.) und
ARISTOTELES
(384–322 v.Chr.) ver-
standen das Fach als
Krisenwissenschaft.
Sie wollten mit
ihren Schriften dem
Niedergang des
Stadtstaats entge-
genwirken.
Als Krisenwissen-
schaftler trat auch
NICCOLÒ
MACHIAVELLI
(1469–1527) auf.

In Deutschland
studierten 2005 rund
29000 Studenten bei
347 Professoren der
Politikwissenschaft.

Wie die unter-
schiedlichen Politik-
begriffe (bS. 12)
differieren verschie-
dene Schulen je
nach Bestimmung
der politischen Auf-
gabenstellung, des
zugrunde gelegten
Menschenbildes und
der bevorzugten
Arbeits- und Denk-
weisen.
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Drei Schulen der Politikwissenschaft

Normativ-ontologische
Schule

Historisch-dialektische
Schule

Empirisch-analytische
Schule

Sie orientiert sich an der
klassisch-antiken politischen
Theorie.
Sie sucht deren Prinzipien
und Kriterien im Interesse
einer „kritischen Ordnungs-
wissenschaft“ (ERIC VOEGELIN)
für die Zeitdiagnostik einzu-
setzen oder mittels topischer
Verfahren für die Analyse ak-
tueller Regierungsprobleme
(WILHELM HENNIS).

Sie gründet auf den gesell-
schaftsphilosophischen und
-theoretischen Lehren des
19. Jh.s von GEORG WILHELM
FRIEDRICH HEGEL und KARL
MARX. Ab den 1970er-Jahren
hat sie für anderthalb Jahr-
zehnte größeren Einfluss auf
die Theorie- und Methoden-
bildung ausgeübt.

Sie folgt vorwiegend der
Erkenntnistheorie und
Methodologie des Kritischen
Rationalismus, vor allem
geprägt von KARL R. POPPER
(bS. 47). Wissenschaftli-
che Aussagen müssen auf
nachprüfbaren Tatsachen
beruhen. Deshalb werden
Methoden der empirischen
Sozialforschung, insbeson-
dere quantitative Verfahren,
angewendet.

Aus der internationalen
Politik werden vorzugsweise
Themen und Modelle der
klassischen Außenpolitik
aufgegriffen. Besonders
erfolgreich ist die Schule in
der staatsbürgerlichen politi-
schen Bildung.

Das zentrale Arbeitsziel ist
auf die Rahmenbedingun-
gen politischer Institutionen
und Prozesse gerichtet,
vor allem auf Kräfte und
Faktoren spätkapitalistischer
Krisen und die ökonomisch-
politische Abhängigkeit
von Entwicklungsländern
(Dependencia). Eine Variante
dieser Richtung stellt die Kri-
tische Theorie der Frankfur-
ter Schule um MAX HORKHEI-
MER, THEODOR W. ADORNO
und JÜRGEN HABERMAS dar
(bS.36).

Besondere Erfolge wurden
erzielt bei der Erforschung
– des individuellen und

kollektiven Verhaltens
(Wahlen, Einstellungen
und Orientierungen der
politischen Kultur, öffentli-
che Meinungsbildung),

– der Prozesse in einzelnen
Politikfeldern (Politikim-
plementationen),

– von Interaktionsgeflech-
ten in der Außenpolitik
und den internationalen
Beziehungen,

– der politischen Systeme
verschiedener Länder.

Teilgebiete der Politikwissenschaft

Bei der Neugründung der Politikwissenschaft waren zunächst verschie-
dene Fachbezeichnungen im Umlauf: Wissenschaft von der Politik, wis-
senschaftliche Politik, politische Wissenschaft, Politologie, Politikwissen-
schaft. Der Gegenstand des Faches wurde jedoch gleich unterteilt:
– politische Ideengeschichte und Theorie,
– Innenpolitik,
– Außenpolitik.
Inzwischen weitete sich nicht nur das Fach aus, auch sein Hauptgegen-
stand, die deutsche Politik, veränderte sich. Deutschland ist wiederver-
einigt, so auch die seit 1961 geteilte Hauptstadt Berlin. Wichtige Souve-
ränitätsrechte werden auf die Europäische Union übertragen. Auf die
grundlegende Änderung der äußeren Bedingungen der Politik reagierte
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